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Satzung 

des Kanu- und Segel-Club Bünde e.V. 
 
 
 

§1 

Sitz des Vereins 
 
Der Verein führt den Namen Kanu- und Segel-Club Bünde e.V. und hat seinen Sitz in Bünde. 
Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Das Geschäftsjahr ist das 
Kalenderjahr. 
 

§2 

Vereinszweck 
 
Der Zweck des Vereins ist die Pflege und Förderung des Wassersports und als 
Ausgleichsportarten: Skifahren, Eislaufen, Wandern und Radfahren, die körperliche 
Ertüchtigung, die sportliche Weiterbildung der Mitglieder und insbesondere die Jugendpflege 
 

§3 

Die Gemeinnützigkeit des Vereins 
 
1. 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
 
2. 
Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Alle Mittel des Vereins dürfen nur zu satzungsgemäßen Zwecken verwendet werden 
 
3. 
Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. 
 
4. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Keine Person darf 
durch Ausgaben, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden, die 
dem Zweck des Vereins fremd sind. 
 
5. 
Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes 
eines Anteils am Vereinsvermögen. 
 

§4 

Die Verbandszugehörigkeit 
 
Der Verein ist Mitglied im Deutschen Kanu-Verband und im Deutschen Segler-Verband. 
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§5 

Vereinsmitgliedschaft 
 
1. 
Der Verein besteht aus jugendlichen Mitgliedern bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, 
aus aktiven Mitgliedern und aus Ehrenmitgliedern. Ehrenmitglieder sind von der 
Beitragspflicht befreit. Ihnen steht ein Stimmrecht zu. 
 
2. 
Mitglied des Vereins können natürliche Personen und juristische Personen werden. Die Mit-
gliedschaft wird durch Aufnahme erworben. Es ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag an den 
Verein zu stellen. Der Aufnahmeantrag eines beschränkt Geschäftsfähigen oder Geschäftsun-
fähigen ist von dem gesetzlichen Vertreter zu stellen. Über die Aufnahme entscheidet der 
Vorstand. Das Mitglied erhält eine schriftliche Bestätigung und die Vereinssatzung. Mit der 
Aufnahme erkennt das Mitglied die Satzung und die Vereinsordnungen an. Ein Aufnahmean-
spruch besteht nicht, eine Ablehnung muss nicht begründet werden. Eine Kurzzeitmitglied-
schaft ist möglich. 
 
3. 
Die Mitgliedschaft endet 
a) Austritt aus dem Verein 
b) Ausschluss aus dem Verein 
c) Tod. 
d) Erlöschen der Rechtsfähigkeit der juristischen Person. 
e) Auflösung des Vereins. 
 
Zu 3.a) 
Der Austritt hat in schriftlicher Form an den Vorstand zu erfolgen und ist nur mit einer Frist 
von 3 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Bei Beendigung der Mitgliedschaft 
erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Vereinseigene Gegenstände sind 
dem Verein auszuhändigen. 
 
Zu 3.b) 
Ein Ausschluss aus dem Verein kann erfolgen, wenn ein Mitglied 
a) trotz schriftlicher Mahnung seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt. 
b) grobe Verstöße gegen die Satzung und Ordnungen schuldhaft begeht. 
c) in grober Weise den Interessen des Vereins und seiner Ziele zuwiderhandelt. 
 
Über den Ausschluss entscheidet der geschäftsführende Vorstand auf Antrag. Zur Antragstel-
lung ist jedes Mitglied berechtigt. 
Der Antrag auf Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied samt Begründung zuzuleiten. Das be-
troffene Mitglied wird aufgefordert innerhalb einer Frist von drei Wochen zu dem „Antrag auf 
Ausschluss“ Stellung zu nehmen. Nach Ablauf dieser Frist ist vom Vorstand, unter Berück-
sichtigung einer zugegangenen Stellungnahme des betroffenen Mitglieds, über den Antrag zu 
entscheiden. Der geschäftsführende Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit. 
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Der Ausschließungsbeschluss wird mit der Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam 
Der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich mit Begründung durch eingeschriebenen Brief mit-
zuteilen. 
Der Weg zu einem ordentlichen Gericht bleibt unberührt. 
 

§6 

Mitgliedsbeiträge 
 

Es sind Mitgliedsbeiträge zu bezahlen. Es können Aufnahmegebühren, Umlagen und sonstige 
Gebühren erhoben werden. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge, der Aufnahmegebühren, der Um-
lagen und sonstigen Gebühren für besondere Leistungen werden durch die Jahreshauptver-
sammlung beschlossen und in der Beitragsordnung niedergeschrieben. Mitgliedsbeiträge und 
sonstige Gebühren werden erst wirksam für das darauf folgende Kalenderjahr. Umlagen wer-
den sofort wirksam. Die Höhe der Umlagen darf das Dreifache eines Jahresbeitrages nicht 
überschreiten. Über die Beiträge und Forderungen an die Mitglieder ist eine Rechnung zu er-
stellen. Die Rechnung ist 4 Wochen nach Erhalt zu bezahlen. 
 

§ 7 

Organe des Vereins 
 

Die Organe des Vereins sind: 
a) Die Mitgliederversammlung 
b) Der geschäftsführende Vorstand 
c) Der Gesamtvorstand 
d) Die Jugendversammlung 
 

§ 8 

Die Mitgliederversammlung 
 

1. 
Die Jahreshauptversammlung ist oberstes Organ des Vereins. 
 
2. 
Die Jahreshauptversammlung findet jährlich im 1. Quartal eines Jahres statt. Der Versamm-
lungsort ist Bünde. 
 
3. 
Die Jahreshauptversammlung wird von einem Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes 
unter Einhaltung einer Frist von 4 Wochen mit Schreiben an alle Mitglieder unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen. Die Frist beginn mit dem auf die Absendung des Einladungsschrei-
ben folgenden Tag. Die Tagesordnung setzt der Vorstand durch Beschluss fest. 
 
4. 
Jede ordnungsgemäß einberufene Versammlung ist unabhängig von der Anzahl der anwesen-
den Mitglieder beschlussfähig. 
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5. 
Die Versammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem anderen 
Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes geleitet. Der Versammlungsleiter bestimmt den 
Protokollführer. 
 
 
6. 
Alle Wahlen erfolgen offen und per Handzeichen. Wenn der Antrag auf geheime Abstim-
mung gestellt wird, entscheidet darüber die einfache Mehrheit. 
 
7. 
Die Entscheidungen der Versammlung werden mit einfacher Mehrheit beschlossen. 
 
8. 
Zur Änderung der Satzung, zur Änderung des Vereinszwecks und zur Verfügung des Grund-
eigentums ist eine Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 
 
9. 
Über die Versammlungsbeschlüsse ist ein Protokoll zu führen und auf der nächsten Jahres-
hauptversammlung bekannt zu geben. 
 
10. 
Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 18.Lebensjahres ein Stimmrecht und ist wählbar. Jedes 
Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar. 
 
11. 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese 
muss auch einberufen werden, wenn 20 % aller Mitglieder dieses schriftlich unter Nennung 
der Gründe verlangen. Ansonsten gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend.  

 

§ 9 

Der geschäftsführende Vorstand 

 

Der geschäftsführende Vorstand besteht aus: 
 
a) dem 1. Vorsitzenden 
b) dem 2. Vorsitzenden 
c) dem Finanzvorstand 
 
Die Bestellung der Mitglieder des Vorstandes erfolgt durch die Wahl auf der Jahreshauptver-
sammlung. Die Amtsdauer beträgt 2 Jahre und zwar so, dass innerhalb von 2 Jahren im 1. Jahr 
der 2. Vorsitzende und im 2. Jahr der 1. Vorsitzende und der Finanzvorstand gewählt werden. 
Scheidet innerhalb der Amtsdauer ein Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes aus, wird 
in einer hierfür einberufenen Versammlung ein Mitglied in den geschäftsführenden Vorstand 
gewählt. 
 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des geschäftsführen-
den Vorstandes vertreten. Für die Bankgeschäfte beim Online-Banking bekommt der Finanz-
vorstand eine jederzeit widerrufbare Vollmacht die Bankgeschäfte alleine zu tätigen. 
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Zur Verfügung über das Grundeigentum bedarf es der Zustimmung des gesamten geschäfts-
führenden Vorstandes. 
 
Die Aufgabe des geschäftsführenden Vorstandes ist die Leitung des Vereins. Er ist für alle 
Aufgaben zuständig, die nicht durch die Satzung oder die Ordnungen einem anderen Vereins-
organ zugewiesen sind. 
Der geschäftsführende Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf aufgabenbezogene besondere Ver-
treter oder Fachleute befristet zu bestellen. 
 
Der geschäftsführende Vorstand kann die Gründung von Abteilungen beschließen. Der ge-
schäftsführende Vorstand kann Ausschüsse bilden und sich durch Beschluss eine Geschäftsor-
dnung geben. 
 
Der Geschäftsführende Vorstand ist ermächtigt durch Beschluss folgende Ordnungen zu er-
lassen: 
a) Beitragsordnung 
b) Finanzordnung 
c) Geschäftsordnung 
d) Bootshausordnung 
e) Datenschutzordnung 
 
Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. Die Ordnungen müssen von der Mitglie-
derversammlung mit einfacher Mehrheit bestätigt werden. Die Beschlüsse des geschäftsfüh-
renden Vorstandes sind zu protokollieren und von zwei Mitgliedern des geschäftsführenden 
Vorstandes zu unterzeichnen. 
 

§ 10 

Der Gesamtvorstand 

 

Der Gesamtvorstand besteht aus: 
a) den Mitgliedern des geschäftsführenden Vorstandes 
b) den Fachwarten 
c) dem Jugendwart 
 
Aufgaben des Gesamtvorstandes sind insbesondere: 
a) die Aufstellung des Haushaltsentwurfes 
b) die Vorlage der Jahresberichte für die Jahreshauptversammlung 
c) die Ausarbeitung der Vereinsprogramme 
 
Die Mitglieder des Gesamtvorstandes haben in der Sitzung eine Stimme. Bei Stimmgleichheit 
entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden. Die Sitzungen werden durch den 1. Vorsitzenden 
einberufen, im Fall der Verhinderung, durch ein anders Mitglied des geschäftsführenden Vor-
standes. 
 
Die Beschlüsse sind zu protokollieren und von einem Mitglied es geschäftsführenden 
Vorstandes und einem Mitglied des Gesamtvorstandes zu unterzeichnen. 
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§ 11 

Jugendversammlung 

 

Die Vereinsjugend ist die Gemeinschaft aller Mitglieder bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres und ist für alle Jugendangelegenheiten des Vereins zuständig. Die Vereinsjugend führt 
und verwaltet sich selbständig und entscheidet über die ihr durch den Haushalt des Vereins 
zufließenden Mittel.  
 
Die Organe der Vereinsjugend sind: 
a) Die Jugendversammlung 
b) Der Jugendwart 
 
Der Jugendwart ist Mitglied des Gesamtvorstandes und muss das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben. Der Jugendwart muss von der Hauptversammlung bestätigt werden.  
Das Nähere regelt die Jugendordnung, die von der Jugendversammlung beschlossen wird. Die 
Jugendordnung darf den Vorgaben der Vereinssatzung nicht widersprechen. Im Zweifel gel-
ten die Regeln der Vereinssatzung. Die Jugendordnung muss von der Jahreshauptversamm-
lung mit einfacher Mehrheit bestätigt werden. 
 
Das Stimmrecht der Mitglieder: 
a) 
Kinder bis zum 7. Lebensjahr können ihr Stimmrecht nicht persönlich ausüben. Dieses wird 
durch den gesetzlichen Vertreter wahrgenommen. 
 
b) 
Jugendliche zwischen dem 7. und dem 18. Lebensjahr üben ihr Stimmrecht persönlich aus. 
 
c) 
Mitglieder bis zum 18. Lebensjahr sind vom Stimmrecht in der Jahreshauptversammlung aus-
geschlossen. Das Stimmrecht kann jedoch in der Jugendversammlung in vollem Umfang aus-
geübt werden. 
 
d) 
Für je angefangene 20 Jugendliche Mitglieder unter 18 Jahren ist ein in der Jugendversamm-
lung zu wählender Sprecher auf jeder Mitgliederversammlung in vollem Umfang stimmbe-
rechtigt. Die Sprecher sind zur Hauptversammlung einzuladen. 
 

§ 12 

Die Kassenprüfung 

 

Zur Kassenprüfung wählt die Jahreshauptversammlung zwei Kassenprüfer für die Dauer von 
2 Jahren und zwar immer so, dass ein Kassenprüfer neu für 2 Jahre gewählt und der 2. Kas-
senprüfer im darauf folgenden Jahr für 2 Jahre gewählt wird. 
 
Die Kassenprüfer dürfen nicht dem geschäftsführenden und dem Gesamtvorstand angehören. 
Die Kassenprüfer prüfen einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Buchungsunter-
lagen und Belegen. 
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Die Kassenprüfer erstatten der Jahreshauptversammlung einen Bericht über die Prüfung. Die-
ser Bericht ist Grundlage für die Entlastung des Vorstandes. 
 

§ 13 

Die Vergütung von Organmitgliedern und bezahlte Mitarbeit 

 

a) 
Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich geführt. 
 
b) 
Die Mitgliederversammlung kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse beschließen, dass Organ- und Vereinsämter eine pauschale Aufwandsentschädi-
gung erhalten. Der Vorstand wird ermächtigt einen befristeten Vertrag abzuschließen. Die 
Höhe der Zahlung darf 500,00 € je Kalenderjahr nicht überschreiten (§ 3 Nr. 26aEStG). 
 
c) 
Einen Anspruch auf Aufwendungsersatz nach §§ 27; 670 BGB haben allen Mitglieder des 
Vereins. 
 

§ 14 

Der Datenschutz im Verein 

 

1. 
Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben 
des Bundesdatenschutzgesetzes personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Ver-
hältnisse der Mitglieder im Verein gespeichert, übermittelt und verändert. 
 
2. 
Jedes Mitglied hat das Recht auf: 
a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten. 
b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig sind. 
c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten Fehlern we-

der die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen lässt. 
d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung unzulässig war. 
 
3. 
Den Organen des Vereins und allen Mitarbeitern ist es untersagt, personenbezogene Daten un-
befugt anderen als dem jeweiligen zur Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, 
bekannt zu machen, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht 
auch über das Ausscheiden hinaus. 
 
4. 
Der Umgang mit personenbezogenen Daten wird durch eine Datenschutzordnung geregelt. 
Die Ordnung bedarf der Zustimmung durch die Versammlung. 
 
 
 
 
 




